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 FIAN-Aktionsseminar 

Kein Essen im Tank – 
 Aktiv werden für das menschenRecht auf Nahrung! 
Aktionsseminar zu Landgrabbing durch den Anbau von Agrartreibstoffen in Sierra Leone und 
Sambia: Wie können wir etwas dagegen tun und aktiv für das Recht auf Nahrung eintreten?

Zielgruppe: Alle Interessierten mit etwas Vorwissen zum Menschenrecht auf Nahrung.
Anmeldung mit kurzem Motivationsschreiben bis 3. August an office@fian.at
Weitere Infos: www.fian.at/termine/2018/9/28/

Kosten: Die Teilnahme ist für Studierende, Arbeitslose, Mindestsicherungsbezieher*innen/ 
Geringverdiener*innen und FIAN-Mitglieder kostenlos (inkl. Verpflegung). Die Teilnehmenden 
verpflichten sich im Gegenzug, FIAN als Multiplikator*in/Aktivist*in bei mindestens einer Aktion/
Veranstaltung zu unterstützen. Für Teilnehmende aus NGOs, Vereinen oder Universitätspersonal 
70 Euro inkl. Verpflegung.



Editorial

um Hunger und Mangelernährung zu beenden, braucht es Viel-

falt auf dem Teller. Hierfür ist schon im Anbau eine größere Diver-

sität notwendig. Kleinbauern und Kleinbäuerinnen spielen beim 

Erreichen dieses Ziels eine zentrale Rolle, weswegen ihr Zugang 

zu natürlichen Ressourcen wie Land, Wasser und vor allem Saatgut 

gesichert sein muss. Allerdings befinden sich diese lebenswichti-

gen Ressourcen zunehmend in den Händen weniger Großkonzer-

ne. Zuletzt wurde das durch die Übernahme Monsantos durch die 

Bayer AG deutlich sichtbar, die in Zukunft nun fast ein Drittel des 

kommerziellen Saatgutmarkts beherrscht. 

Mit dem Konzept der Agrarökologie wird dem ein ganzheitlicher 

Ansatz entgegengestellt. Denn es stellt das Lebendige ins Zentrum 

– von der Förderung eines lebendigen, gesunden Bodenlebens bis 

zur Stärkung einer lebendigen Demokratie. Agrarökologie will und 

kann eine Alternative zur industriellen Landwirtschaft bieten. Ab 

Seite 2 stellen wir dieses Konzept vor und erklären die enorme Be-

deutung von Vielfalt für die Verwirklichung des Rechts auf Nah-

rung.

Wie wichtig der Zugang zu Ressourcen ist, zeigt sich auch in 

Sierra Leone: Dort hat sich die Situation der von einem Agrar-

treibstoffprojekt von Addax/Sunbird betroffenen Gemeinden noch 

immer nicht verbessert. Ab Seite 10 informieren wir über weiterhin 

bestehende Probleme und erfolgreiche Schulungsmaßnahmen un-

seres Partners vor Ort. 

Außerdem berichten wir über FIANs Arbeit in der Armutskonfe-

renz. Bei der 11. Ausgabe des Formats Anfang März in Salzburg war 

FIAN mit einem eigenen Forum vertreten. Und auch auf europäi-

scher Ebene setzt sich FIAN für die wirtschaftlichen, sozialen und 

kulturellen Rechte ein. Die Artikel dazu finden Sie auf den Seiten 

6 bis 9. Zudem ist dem FOODFirst ein Infoblatt zum zivilgesell-

schaftlichen Parallelbericht beigelegt – eine der wichtigsten Auf-

gaben FIANs innerhalb der Armutskonferenz in diesem und dem 

kommenden Jahr.

Viel Spaß beim Lesen.

Linnéa Richter, Referentin für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, 

FIAN Österreich, im Namen des Redaktionsteams

Liebe Leserinnen 
und Leser,
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Agrarökologie ist eine Vision und Pra-

xis, die von der Kunst der bäuerlichen 

Landwirtschaft ausgeht und vom Boden 

bis zum Teller das Lebendige ins Zent-

rum stellt. Dies reicht von der Förderung 

eines lebendigen, gesunden Bodenle-

bens bis zur Stärkung einer lebendigen 

Demokratie als Voraussetzung für Er-

nährungssouveränität für alle. Es geht 

darum neue Denkweisen und Formen 

der Wissensproduktion zusammen mit 

Bauern und Bäuerinnen auf Augenhöhe 

zu ermöglichen. Diversifizierte, agrar-

ökologische Systeme bieten aktuell die 

wichtigsten Alternativen zur industri-

ellen Landwirtschaft. Die Überwindung 

der vorherrschenden Machtkonzent-

ration in Händen Weniger ist dafür die 

zentrale Voraussetzung. Agrarökologie 

wird von einer weltweiten sozialen Be-

wegung für einen umfassenden Wan-

del hin zu einer zukunftsfähigen und 

gerecht ausgestalteten Landwirtschaft 

vorangetrieben. 

Eine Vielzahl an Beispielen veran-

schaulicht weltweit das Potenzial von 

Agrarökologie, ganzheitlich langfristige 

Fruchtbarkeit, gesunde Agrarökosyste-

me und sichere Lebensgrundlagen zu 

gewährleisten:

Japan: Weniger Gift dank Enten

Der massive und oft exzessive Ein-

satz von Kunstdüngern, Herbiziden und 

Pestiziden im Nassreisanbau ist teuer 

und schadet Mensch und Umwelt. Auf 

der japanischen Insel Kyushu entdeckte 

der Reisbauer Takao Furuno eine alte 

Anbautechnik wieder und entwickelte 

daraus ein praktikables biologisches 

Anbausystem: die Aigamo-Methode. So-

genannte Aigamo-Enten werden nach 

dem Anpflanzen der Setzlinge auf die 

Reisfelder ausgesetzt. Die Enten ver-

schmähen die Reispflanzen, fressen je-

doch Unkräuter und Insektenschädlin-

ge. Mit ihren Ausscheidungen düngen 

sie den Boden. Die Bauern und Bäuerin-

nen können die Enten selbst als zusätz-

liche Eiweiß- oder Einkommensquelle 

nutzen. 

Wissenschaftliche Auswertungen zei-

gen, dass die Aigamo-Methode die Bo-

denfruchtbarkeit verbessert und die Ar-

tenvielfalt erhält. In Bangladesch stellte 

das Internationale Reisforschungsinsti-

tut (IRRI) fest, dass die Aigamo-Methode 

die Erträge um 20 Prozent und das Net-

toeinkommen um 80 Prozent gesteigert 

hat.

 Mit Agrarökologie für das Recht auf Nahrung 

Vielfalt gegen Mangel und Hunger
Immer deutlicher treten Krisen und Probleme des industriell dominierten Agrar- und Lebensmittelsystems zutage. 

Umso dringender müssen Wege für eine sozial gerechte und ökologische Transformation unseres Ernährungssystems 

eingeschlagen werden. Das Konzept der Agrarökologie wird vermehrt als vielversprechende Alternative diskutiert. 
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Malawi: Geschlechtergerechtig-
keit statt Mangelernährung

60 Prozent der Mangelernährten welt-

weit sind Frauen und Mädchen. Studien 

zeigen seit langem, dass eine ungleiche 

Arbeitsteilung zwischen den Geschlech-

tern im Haushalt und in der landwirt-

schaftlichen Produktion zu dieser Ent-

wicklung beiträgt. Die Überwindung 

tradiotioneller Rollenbilder kann sich 

hingegen positiv auf die Verwircklichung 

des Rechts auf Nahrung für Frauen aus-

wirken.

In der malawischen Ekwendi Regi-

on startete 2000 das Forschungsprojekt 

„Soil, Food and Healthy Communities“. In 

sieben Gemeinden wurden je 30 Mitglie-

der eines bäuerlichen Forschungsteams 

ausgewählt, um sich auszutauschen und 

mit Techniken des Ökolandbaus zu expe-

rimentieren. Dabei nahmen Frauen und 

Männer gleichermaßen teil. Durch den 

Anbau von Hülsenfrüchten wurden die 

Böden verbessert und alternative Ernäh-

rungsquellen erschlossen. 

Dies sollte der Mangelernährung ent-

gegen wirken. Durch die Evaluation des 

Projekts wurde jedoch sichtbar, dass 

kostengünstige Verbesserungen in der 

Produktion wichtig sind, aber nicht aus-

reichen, um angemessene Ernährung 

zu sichern. Die ungleiche Arbeitsauftei-

lung blieb bestehen und somit die un-

sichere Ernährungslage der Frauen und 

Kinder. Um Geschlechterverhältnisse zu 

diskutieren und zu verändern wurden 

„Rezepttage“ ins Leben gerufen, an de-

nen Männer und Frauen gemeinsam ko-

chen. Es wurden Rezepte ausgetauscht 

und gleichzeitig über die Geschlechter-

rollen diskutiert. In drei Jahren nahmen 

über 1.000 Männer und Frauen teil. Drei 

Viertel stellten dadurch eine Verände-

rung hin zu mehr Gleichheit in der Ar-

beitsteilung und Entscheidungsfindung 

fest. Damit wurde auch die Ernährung 

der Frauen und Kinder verbessert. 

Die Rezepttage aus Malawi zeigen, 

dass agrarökologische Methoden ganz-

heitliche Ansätze verfolgen, die soziale, 

ökologische und ökonomische Dimensi-

onen beachten.

Agrarökologie ermächtigt Klein-
bäuerinnen und –bauern

Agrarökologie stellt die kleinbäuerli-

che Landwirtschaft ins Zentrum: Direkt 

von Mangel, Armut und Hunger betrof-

fene Menschen werden als Schlüssel-

figuren der Transformation anerkannt 

- sowohl in der Praxis auf dem Feld, 

als auch in der Wissensproduktion 

und Forschung. Agrarökologie wirkt 

ermächtigend und stärkt die demokra-

tische Teilhabe. Viele agrarökologische 

Methoden wurden von Bauern und 

Bäuerinnen selbst entwickelt und durch 

kleinbäuerliche Netzwerke verbreitet.

Die Hungerkrise zeigt deutlich, dass 

die industrielle Landwirtschaft mit ih-

rem hohen Ressourcenverbrauch nicht 

in der Lage ist, die Welt zu ernähren. 

Eine Welt ohne Hunger ist das Ver-

sprechen und die Zukunftsvision der 

Agrarökologie und des Kampfes für 

das Menschenrecht auf Nahrung. Es 

FIAN-Publikation 
„Mit Agrarökologie für das 

Recht auf Nahrung“

Das aktuell veröffentlichte Dossier 

„Mit Agrarökologie für das Recht 

auf Nahrung – Vielfalt gegen Man-

gel und Hunger“ widmet sich den 

Fragen, inwieweit Agrarökologie 

einerseits Ansatzpunkte für eine 

progressive Verwirklichung des 

Rechts auf Nahrung liefert und 

wie menschenrechtliche Instru-

mente andererseits den Raum für 

agrarökologische Praxis erweitern 

können. 

Bestellen Sie das Dossier jetzt kos-

tenlos nach Hause - per Mail an 

office@fian.at.

müssen politische Rahmenbedingungen 

geschaffen werden, welche Bauern und 

Bäuerinnen als zentrale Akteuer*innen 

für die Lösung der Hungerkrise sehen. 

Nur so kann das Recht auf Nahrung für 

alle umgesetzt werden.

Elisabeth Jost, Praktikantin bei FIAN Österreich.
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Bäuerliche Saatgutsysteme sind die 

Grundlage für die Erzeugung gesun-

der und reichhaltiger Nahrung für die 

große Mehrheit der westafrikanischen 

Bevölkerung. Der größte Teil (80 bis 90 

Prozent) des von Kleinbäuer*innen ver-

wendeten Saatguts besteht aus traditio-

nellen Arten und Sorten. Das betrifft vor 

allem das Saatgut für den Anbau von 

Getreide, Hülsenfrüchten und lokalem 

Gemüse. Die Bäuer*innen schätzen die 

Sorten, die sie über Generationen hin-

weg an die lokalen Gegebenheiten ange-

passt haben, aufgrund von Geschmack, 

Nährwert, Reproduzierbarkeit sowie der 

langen Lagerfähigkeit. Besonders ange-

sichts des Klimawandels sind die Vielfalt 

des Saatguts und das Wissen der bäu-

erlichen Gemeinden ein Reichtum von 

unschätzbarem Wert. Das bäuerliche 

Selektions- und Tauschsystem ist zu-

dem tief in den sozialen Beziehungen 

und den traditionellen Anbautechniken 

verwurzelt. Frauen spielen eine wichtige 

Rolle bei der Selektion von traditionel-

lem Saatgut während der Ernte, sowie 

bei dessen Aufbewahrung und der Ent-

wicklung neuer Sorten.

Viele Akteure drängen dennoch darauf, 

ein kommerzielles System zu etablieren, 

das auf zertifiziertem und oft hybridem, 

also nicht-reproduzierbarem Saatgut, 

basiert. Die Verwendung solchen Saat-

guts führt zu einem radikalen Wandel 

der Landwirtschaft. Bäuerliche Gemein-

den müssen künftig hybrides Saatgut 

kaufen. Zudem führt die Umstellung 

zum Verlust traditioneller Sorten, einem 

verstärkten Einsatz von chemischem 

Dünger und Pestiziden, verstärkter In-

dividualisierung sowie Veränderungen 

der Ernährungsgewohnheiten. Mit am 

schwersten wiegt für die Bäuer*innen 

der Verlust ihrer Autonomie und das 

erhöhte Verschuldungsrisiko. Die Trans-

formation der Saatgutsysteme in West-

afrika am Beispiel Burkina Faso beleuch-

tet derzeit eine Recherche des Globalen 

Netzwerks für das Recht auf Nahrung 

und der westafrikanischen Convergence 

des Luttes pour la Terre et l’Eau. FIAN 

International koordiniert den Prozess.

Klimawandel als Vorwand

Das kommerzielle Saatgut wird den 

Bäuer*innen als Lösung für aktuelle 

Probleme angetragen. Insbesondere die 

Anpassung an die Folgen des Klimawan-

dels – eine kürzere Regenzeit und unre-

gelmäßigere Niederschläge – stellt eine 

Herausforderung für die Bäuer*innen 

dar. Regierung, Saatgutfirmen, mitun-

ter auch NGOs und Entwicklungshilfe-

Projekte preisen „verbessertes“ Saatgut 

mit einem kürzeren Vegetationszyklus 

als Allheilmittel an. Hand in Hand da-

mit geht ein öffentlicher Diskurs, der 

bäuerliches Saatgut und traditionelle 

Sorten als minderwertig und ineffi-

zient darstellt. Gesetze und Saatgut-                      

Politik sowie Beratungsprogramme sind 

darauf ausgerichtet, einen Markt für 

kommerzielles Saatgut sowie die dazu-

gehörigen landwirtschaftlichen Inputs 

(Dünger, Herbizide, Pestizide) zu schaf-

fen. Zudem stärken nationale und regi-

onale Gesetze geistige Eigentumsrechte 

der von Saatgutherstellern zertifizierten 

Sorten und erschweren die Vermehrung 

von Saatgut durch die Bäuer*innen. 

Die beiden Systeme unterscheiden sich 

grundlegend: Die bäuerlichen Saatgut-

systeme, in denen die Saatgutproduk-

tion grundlegender Bestandteil der 

landwirtschaftlichen Produktion ist, 

garantieren die Autonomie und Un-

abhängigkeit der Landwirte. Auf der 

anderen Seite steht das kommerzielle 

System, welches auf dem Kauf von Saat-

gut beruht: Es besteht Sortenschutz auf 

Saatgut, die Saatgutherstellung ist von 

der restlichen Produktion abgekoppelt 

(als spezialisierte Produktion durch zer-

tifizierte Firmen) und das Expertenwis-

sen von Wissenschaftler*innen ersetzt 

weitgehend das Erfahrungswissen der 

Bäuer*innen.

Extrembeispiel Gen-Baumwolle

Besonders krass zeigt sich die Um-

wälzung der Produktionspraktiken am 

Beispiel genmanipulierter Baumwolle. 

Burkina Faso war das erste Land West-

afrikas, welches die von Monsanto ent-

wickelte Bt-Sorte zugelassen hat und 

seit 2008 in großem Rahmen einsetzte 

(Studien sprechen von bis zu 70 Prozent 

der gesamten Produktion). In dem von 

drei Firmen kontrollierten Sektor hat-

ten viele Bäuer*innen keine echte Wahl 

und bauten Gen-Baumwolle trotz der 

 Westafrika 

Recht auf Nahrung 
oder Profite für Konzerne?
Während Saatgutpolitik und Entwicklungsprojekte verstärkt darauf ausgerichtet sind, die Verwendung von kommer-

ziellem Saatgut in Westafrika zu steigern, formiert sich zunehmend Widerstand von Bäuer*innenorganisationen. 

Zur Durchsetzung des Menschenrechts auf Nahrung fordern sie von Bäuer*innen produziertes Saatgut zu ver-

wenden und agrarökologische Methoden zu fördern. FIAN hat die Situation in Burkina Faso im Rahmen einer Fact Finding 

Mission untersucht.
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hohen Kosten an. Da Bt-Baumwolle ein 

Gen eingepflanzt bekommt, um selbst 

ein Pestizid zu produzieren, reduzier-

te sich die Verwendung chemischer 

Produkte zwar im Vergleich zum kon-

ventionellen Anbau, jedoch verstärkte 

sich die Abhängigkeit der bäuerlichen 

Produzent*innen und führte zu gesund-

heitlichen Risiken. 2016 wurde die Pro-

duktion von Bt-Baumwolle in Burkina 

Faso wegen wirtschaftlicher Verluste 

ausgesetzt (der Preis war dramatisch 

gefallen, da die Gen-Baumwolle von ge-

ringerer Qualität war). Allerdings bleibt 

die Regierung vom Nutzen der Gen-

technik überzeugt und treibt die Ein-

führung von genmanipulierten Bohnen 

(niébé) voran.

Die Industrieländer sind in mehrerer 

Hinsicht an dieser Entwicklung betei-

ligt: Die europäischen Staaten und die 

EU sind treibende Kräfte für die Stär-

kung des Schutzes geistigen Eigen-

tums auf Saatgut, so wie es etwa in 

der UPOV-Konvention von 1991 festge-

schrieben ist. Darüber hinaus fördern 

zahlreiche Projekte der Entwicklungs-

zusammenarbeit (EZA) den Übergang 

zu „verbessertem“ Saatgut. Das vielleicht 

prominenteste Beispiel ist die „Neue 

Allianz für Ernährungssicherung in 

Afrika“ der G7-Staaten. Sie hat im Falle 

Burkina Fasos explizit die Erhöhung des 

Anteils an kommerziellem Saatgut als 

Ziel vorgegeben. Die US-amerikanische 

Entwicklungsagentur USAID finanziert 

umfassende Projekte zur Stärkung von 

kommerziellem Saatgut auf Ebene des 

westafrikanischen Wirtschaftsraums 

CEDEAO/ECOWAS. Europäische und 

US-amerikanische Saatgutfirmen pro-

fitieren zudem durch erhöhte Exporte 

(in Europa sind insbesondere Frankreich 

und die Niederlande große Saatgut-

exporteure). Hinter der offiziellen EZA 

treiben Stiftungen wie die Bill & Melinda 

Gates Foundation ihr Unwesen, indem 

sie in allerhand Initiativen – wie etwa 

der Allianz für eine Grüne Revolution in 

Afrika (AGRA) – die Verwendung kom-

merziellen Saatguts und der Gentechnik 

vorantreiben.

Widerspruch zu menschen-
rechtlichen Verpflichtungen

Obwohl sowohl die Politik der west-

afrikanischen Regierungen wie auch 

die EZA-Projekte unter dem Banner der 

Ernährungssicherung präsentiert wer-

den, stehen sie im Widerspruch zu den 

menschenrechtlichen Verpflichtungen 

der betroffenen Staaten. Aufgrund der 

fundamentalen Bedeutung bäuerlicher 

Saatgutsysteme für die Umsetzung des 

Rechts auf Nahrung, müsste die Politik 

deren Stärkung in den Vordergrund stel-

len anstatt sie durch die einseitige För-

derung eines kommerziellen Systems 

zu zerstören. Auch die Artenvielfalt, die 

durch bäuerliches Saatgut gewährleis-

tet wird, ist ein Grundpfeiler für die Er-

nährungssicherheit und ihr Schutz eine 

Verpflichtung für alle Staaten im Sinne 

der Biodiversitäts-Konvention. Deren 

Zusatzprotokoll (Cartagena-Protokoll) 

betont zudem das Vorsorgeprinzip und 

den Schutz der Bevölkerung vor mögli-

chen Risiken der Biotechnologie. Im Falle 

Burkina Fasos wurde der rechtliche Rah-

men zur Verwendung der Biotechnolo-

gie allerdings erst nach Einführung der 

Bt-Baumwolle geschaffen. 

Angesichts der Bedrohung ihrer 

Saatgutsysteme sowie der negativen 

Erfahrungen mit kommerziellem Saat-

gut und Gen-Baumwolle besinnen 

sich Bäuer*innenorganisationen zu-

nehmend auf den Wert der Sorten, die 

sie über Generationen hin entwickelt 

haben. Unter dem Slogan „Vermehren 

wir unser bäuerliches Saatgut!“ kon-

solidiert sich derzeit ein Netzwerk aus 

Bäuer*innenorganisationen in West-

afrika. Die Rechercheergebnisse zeigen, 

dass insbesondere Frauen traditionel-

les Saatgut aufbewahren – auch dort, 

wo die Gemeinden angefangen haben, 

zertifiziertes Saatgut zu säen – und da-

mit die Grundlage für die Rückkehr zu 

bäuerlicher Autonomie schaffen. Ge-

meinschaftlich verwaltete Samenban-

ken sollen den Zugang zu traditionellen 

Sorten erleichtern und deren Austausch 

fördern. Darüber hinaus entwickeln 

zivilgesellschaftliche Organisationen 

konkrete Vorschläge, wie die Gesetzge-

bung die bäuerlichen Saatgutsysteme 

schützen und stärken kann. All das ist 

notwendiger Teil eines radikalen Wan-

dels der Landwirtschafts-, Saatgut- und 

Ernährungspolitiken, die die Menschen-

rechte und das Wissen von Millionen 

von Bäuer*innen, sowie Ernährungs-

souveränität und Agrarökologie in den 

Vordergrund stellen, anstatt weiterhin 

den wirtschaftlichen Interessen ein paar 

weniger Akteure zu dienen.

Erstmals erschienen im FOODFirst Magazin 
4/2017 von FIAN Deutschland.
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Grundrechte statt Almosen
 FIAN bei der Armutskonferenz 

Bei der 11. Armutskonferenz Anfang März in Salzburg war FIAN mit einem eigenen Forum vertreten. Hinter der 

Veranstaltung steht ein gleichnamiges Netzwerk aus 43 Wohlfahrtsverbänden, Sozialinitiativen, kirchlichen und 

gewerkschaftlichen Organisationen, Bildungs- und Forschungseinrichtungen und Zusammenschlüssen von Ar-

mutsgefährdeten wie Alleinerziehenden und Arbeitslosen. FIAN ist seit 2014 aktives Mitglied der Armutskonferenz und 

engagiert sich dort vor allem in der Arbeitsgruppe „Soziale Rechte“. Seit 1995 treffen sich die Mitglieder auf einer Konfe-

renz, um über Strategien gegen Armut und soziale Ausgrenzung in Österreich zu diskutieren.

Ziel des von FIAN initiierten Forums 

(„Anerkennung sozialer Rechte? Wirt-

schaftliche, soziale und kulturelle Men-

schenrechte in Theorie und Praxis“) war 

es, zivilgesellschaftliche Beteiligungs-

möglichkeiten zur Durchsetzung wirt-

schaftlicher, sozialer und kultureller 

Menschenrechte (WSK-Rechte) zu erör-

tern. Eine wichtige Rolle spielen dabei 

die rechtlichen Grundlagen. Zum einen 

also die von Österreich unterzeichneten 

internationalen Pakte, sowie die periodi-

sche Prüfung der Umsetzung der darin 

verbrieften Rechte. Neben dem Internati-

onalen Pakt über wirtschaftliche, sozia-

le und kulturelle Rechte (WSK-Pakt) gibt 

es auf europäischer Ebene die Europäi-

sche Sozialcharta und seit April 2017 die 

Europäische Säule Sozialer Rechte (sie-

he Artikel S.8). 

Missstände sichtbar machen

Im Rahmen des WSK-Pakts ist die 

österreichische Regierung verpflich-

tet, alle fünf Jahre über den Fortschritt 

der Umsetzung dieser Rechte vor dem 

UN-Sozialausschuss zu berichten. Zu-

sätzlich sind zivilgesellschaftliche Or-

ganisationen eingeladen, ergänzende 

Informationen in einem Parallelbericht 

bzw. Schattenbericht vorzulegen. Ana 

María Suárez, Juristin, die für FIAN In-

ternational in Genf die Zusammenarbeit 

mit dem UN-Sozialausschuss koordi-

niert, betonte, wie wichtig der kritische 

zivilgesellschaftliche Parallelbericht zur 

Staatenprüfung sei, die für Österreich 

voraussichtlich im November 2019 statt-

finden wird. Ausgehend von den Erfah-

rungen in ihrem Heimatland Kolumbien 

erläuterte Suárez, wie die Lobbyarbeit 

auf UN-Ebene positiv auf die nationale 

Ebene zurück wirkt – besonders, wenn 

es auf nationaler Ebene keinen Rechts-

weg gibt, Verletzungen der WSK-Rechte 

einzuklagen. In Österreich ist das noch 

immer der Fall. Bislang hat die Regie-

rung das Beschwerdeverfahren zum 

WSK-Pakt, das seit 2010 in Kraft ist, 

nicht ratifiziert (siehe FOODFirst 2/2017). 

Somit beschränken sich die Mittel, um 

die Staaten zur Einhaltung ihrer men-

schenrechtlichen Verpflichtungen zu 

bewegen, auf das Berichtsverfahren und 

zivilgesellschaftlichen Druck durch Me-

dienarbeit.

Partizipation auf EU-Ebene

Elisabeth Sterzinger, Soziologin und 

Vorstandsmitglied von FIAN Österreich, 

legte den Schwerpunkt ihres Beitrags 

auf Partizipationsmöglichkeiten zur 

Stärkung der Säule Sozialer Rechte der 

EU im Rahmen des Europäischen Se-

mesters. Aktuell fließen Rückmeldun-

gen zu sozialen Themen aus Österreich 

über das Europäische Armutsnetzwerk 

(EAPN) in die Kommunikation mit der 

EU-Kommission ein. Die Strategie Euro-

pa 2020 (siehe Artikel S.8) zielt konkret 

auf die Bekämpfung von Armut ab, je-
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doch geht die Umsetzung nur schlep-

pend voran. Durch die Verankerung der 

Säule Sozialer Rechte im Europäischen 

Semester ist zivilgesellschaftliche Kon-

trolle sozialpolitischer Prozesse in ei-

nem vorgegebenen Rahmen möglich. 

EAPN begrüßt die Implementierung 

von Sozialen Rechten im europäischen 

Kontext und nimmt seinen Auftrag, die 

Entwicklungsprozesse zu beobachten, 

sehr ernst. Im Frühjahr 2018 erscheint 

der erste Country Report, in dem die 

Mitgliedsstaaten zur Lage der Sozialen 

Rechte im jeweiligen nationalen Kontext 

berichten.

Ausgrenzung entgegentreten – 
Rechte einklagen

Wolfgang Schmidt, Jurist aus Graz 

und Mitbegründer der Arbeitslosen 

Selbstorganisation AMSEL (Arbeitslo-

se Menschen Suchen nach Effektiven 

Lösungen), berichtete in seinem Vor-

trag von den existenziellen Notlagen  

arbeitsuchender Menschen. Durch die 

Reform der Invaliditätspension hat 

die Zahl der Langzeitarbeitslosen zu-

genommen. Sie sind der Willkür von 

Sachbearbeiter*innen in den Behör-

den ausgesetzt, die die Beteiligung an 

Rehabilitationsmaßnahmen und lau-

fende Bewerbungen vorschreiben und 

überwachen. Wenn ihre „Kund*innen“ 

den Anordnungen nicht nachkommen, 

droht die Einstellung der Bezüge. Das 

kann bedeuten, dass Betroffene die Mie-

te nicht mehr bezahlen können und in 

eine Schuldenspirale geraten. Durch 

die Deckelung der Mindestsicherung 

und die geplante Reform der Notstands-

hilfe wird sich die Situation noch weiter 

verschärfen. Und: Menschen, die sich in 

Österreich nicht ausreichend ernähren 

können und vom Verlust ihrer Wohnung 

bedroht sind, haben keine Möglichkeit, 

ihr Recht auf einen angemessenen Le-

bensstandard einzuklagen.

Deshalb entsteht innerhalb der Ar-

mutskonferenz ein Sozialrechtenetz: Es 

wurde bereits eine Koordinationsstel-

le geschaffen, die versucht, auf soziale 

Rechte spezialisierte Anwälte zu moti-

vieren, strategische Klagen zu führen 

und so zu bewirken, dass zunehmend 

auch der Sozialpakt bzw. die europä-

ische Sozialcharta als Rechtsquelle 

herangezogen werden. Der Kampf für 

Präzedenzurteile ist ein wichtiger Weg, 

um die WSK-Rechte in Österreich zu 

stärken.

Im Anschluss an die Impulse der 

Referent*innen gestalteten die Teilneh-

menden in Arbeitsgruppen Titelblätter 

einer Zeitschrift, die in zwei Jahren 

über die Ergebnisse der Lobbyarbeit zu 

WSK-Rechten berichten soll.  In den Ar-

beitsgruppen war man sich einig, dass 

die Armutskonferenz noch stärkeres 

Lobbying betreiben sollte. Neben Infor-

mations- und Öffentlichkeitsarbeit und 

strategischen Klagen in Fällen von Ver-

letzungen des Rechts auf einen ange-

messenen Lebensstandard sind Termine 

mit Politiker*innen eine Gelegenheit, im 

persönlichen Gespräch Überzeugungs-

arbeit zu leisten – und Menschenrechte 

sind dabei immer ein gutes Argument.

Berichte über die wissenschaftlichen 

Beiträge und thematischen Foren der 11. 

Armutskonferenz finden Sie unter 

 www. 
 armutskonferenz.at/ 
 achtung 

Die Theaterintervention der Plattform „Sichtbar Werden“ forderte Anerkennung und Wertschätzung für Menschen mit Armutserfahrung.

Elisabeth Sterzinger, Vorstand FIAN Österreich, 
für FIAN aktiv in der Armutskonferenz.
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 Das Europäische Armutsnetzwerk 

Zeit für wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte in der EU
Als Teil der österreichischen Armutskonferenz treibt FIAN innerhalb des Europäischen Armutsnetzwerks (EAPN) die 

Verankerung sozialer, wirtschaftlicher und kultureller Rechte (WSK-Rechte) auf EU-Ebene voran. Der Hauptauftrag 

von EAPN ist es, armutsbetroffene Menschen in der Partizipation an politischen Entscheidungsprozessen zu un-

terstützen und eine zivilgesellschaftliche Perspektive in politische Prozesse auf EU-Ebene einzubringen. Besonders viel-

versprechende Ansätze bieten dabei vor allem zwei Initiativen: die Strategie Europa 2020 sowie die 2017 unterzeichnete 

Europäische Säule Sozialer Rechte. Die Umsetzung beider Programme verläuft bis dato aber nur schleppend. 

Strategie Europa 2020 

2010 wurde von der Europäischen 

Kommission die wirtschaftspolitische 

Strategie Europa 2020 in Kraft gesetzt, 

die auch als Antwort auf die Finanz- 

und Wirtschaftskrise verstanden wer-

den kann. Sie setzt neben Steigerung 

der Beschäftigung, Investitionen in For-

schung und Entwicklung, Reduktion der 

Treibhausgasemissionen und Bildung, 

auch auf die Verringerung von Armut 

und sozialer Ausgrenzung. Eines der 

fünf Ziele, die in den Mitgliedsstaaten 

bis 2020 umgesetzt werden sollen, ist 

die Senkung der Anzahl der von Armut 

und sozialer Ausgrenzung betroffenen 

oder bedrohten Menschen um mindes-

tens 20 Millionen. Des Weiteren sollen 75 

Prozent aller Erwerbsfähigen eine Be-

schäftigung gefunden haben, der Anteil 

der vorzeitigen Schulabgänger unter 20 

Prozent sinken und der Bevölkerungs-

anteil mit abgeschlossenem Hochschul-

abschluss bei den 30 bis 34-jährigen 

mindestens 40 Prozent betragen.1

Als Koordinations- und Kontrollins-

trument wurde in diesem Zusammen-

hang das Europäische Semester initi-

iert, das die Kommunikation zwischen 

der EU und den Nationalstaaten struk-

turieren soll. Es ermöglicht der EU die 

frühzeitige Überprüfung der nationalen 

Haushalts- und Reformentwürfe, noch 

bevor diese von den nationalen Parla-

menten beschlossen werden.

Mit Blick auf die Strategie ist positiv 

herauszustellen, dass sozial- und um-

weltpolitische Ziele gleichermaßen an-

gestrebt werden. In einigen der Berei-

che wurden die Ziele bisher aber nicht 

erreicht, teilweise ist sogar ein gegen-

sätzlicher Trend festzustellen: Zwischen 

2012 und 2014 waren EU-weit 122,3 Mil-

lionen Menschen von Armut und sozi-

aler Ausgrenzung bedroht. 2020 sollen 

es nur noch 96,2 Millionen sein. In zehn 

Mitgliedstaaten erhöhte sich die Anzahl 

der von Armut und Ausgrenzung Be-

troffenen massiv. Den höchsten Anstieg 

gab es in Griechenland von 28,1% im 

Jahr 2008 auf 35,6% im Jahr 2016.2

Europäische Säule 
sozialer Rechte

Ende April 2017 verabschiedete die 

Europäische Kommission die Europä-

ische Säule Sozialer Rechte, eine um-

fassende sozialpolitische Initiative, die 

sich auf 20 Prinzipien stützt und So-

ziale Rechte innerhalb der EU veran-

kern möchte. Sie unterteilen sich in die 

Unterbereiche Chancengleichheit und 

Arbeitsmarktzugang, faire Arbeitsbe-

dingungen sowie Sozialschutz und sozi-

ale Inklusion. Die Implementierung der 

Säule auf nationalstaatlicher Ebene soll 

ebenfalls über das Europäische Semes-

ter koordiniert werden. Im Laufe dieses 

Jahres werden die Staaten die Kommis-

sion erstmals über den aktuellen Stand 

der Umsetzung informieren.

Die Ziele der Initiative decken sich 

größtenteils mit den Inhalten der recht-

lich bindenden WSK-Rechte. Der Zivil-

gesellschaft eröffnet das die Möglichkeit, 

die Umsetzung der Säule als menschen-

rechtlich verpflichtend einzufordern. Es 

stellt damit ein weiteres Mittel dar, um 

die Anerkennung der WSK-Rechte vo-

ranzutreiben, eine der Hauptaufgaben 

des EAPN. 

Martina Brandstätter, Vorstandsmitglied von FIAN 
Österreich, vertritt Österreich im EAPN.

Endnoten:

1 https://ec.europa.eu/info/strategy/european-

semester/framework/europe-2020-strategy_de

2 http://ec.europa.eu/eurostat/docu-

ments/3217494/7566774/KS-EZ-16-001-EN-N.pdf/

ac04885c-cfff-4f9c-9f30-c9337ba929aa
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Anfang 2017 hat sich die ugandische 

Regierung mit dem Angebot finanzieller 

Wiedergutmachung erstmals zu ihrer 

Verantwortung für die Vertreibung und 

Zerstörung von vier Dörfern im Bezirk 

Mubende bekannt und damit letztlich 

auch eingestanden, dass die Betroffe-

nen bislang nicht entschädigt worden 

sind. Das Angebot kam überraschend, 

war aber nicht fair. Denn die Regierung 

verlangte, dass die Vertriebenen vor der 

Entschädigung ihre Klage bei Gericht 

zurückziehen müssten. Die Betroffenen 

entschieden, dass sie weiterhin offen für 

eine gütliche Einigung seien, dass sie 

aber die Klage erst nach einer Entschä-

digung zurückziehen würden. 

Erstens würden sie mit dem Rückzug 

der Klage jeglichen Rechtsanspruch auf 

Wiedergutmachung verlieren. Zweitens 

lässt die Verfahrensordnung bei Gericht 

zu, dass die beteiligten Parteien eine 

gütliche Einigung erzielen, die dann 

durch Unterschrift des Richters Rechts-

kraft erhält. Seitdem die Vertriebenen 

dies im Mai 2017 der ugandischen Re-

gierung mitgeteilt haben, hat diese je-

doch keine weiteren Schritte für eine 

solche Einigung unternommen. Eine 

kleine Hoffnung bedeutete auch die 

Anordnung des Obersten Richters des 

ugandischen Gerichtswesens, Altfälle 

vorrangig zu bearbeiten. Schließlich ist 

 UGANDA: KAWERI-PLANTAGE 

weiter keine Wiedergutmachung 
für Vertriebene

ihr Verfahren schon seit 2002 anhängig. 

Allerdings gibt es noch ältere Fälle, so 

dass es im Verfahren der Vertriebenen 

bisher dennoch nicht zu einer Anhö-

rung gekommen ist, seitdem der Fall 

vom Berufungsgericht an das „Hohe Ge-

richt“ zurückverwiesen wurde.

 

Im Mai und September hat sich da-

rüber hinaus die von der Regierung 

eingesetzte Kommission zur Untersu-

chung von Landkonflikten mit dem Fall 

befasst und alle drei beteiligten Parteien 

angehört. Im November hat sie ihnen 

schließlich eine gütliche Einigung emp-

fohlen, aber keine Schritte dazu unter-

nommen.

Anhaltende Menschenrechts-
verletzungen

Unterdessen leiden die Vertriebenen 

der Plantage weiterhin unter Hunger, 

fehlendem Trinkwasser und Armut. Die 

Kaweri Coffee Plantation Ltd. unterstützt 

zwar die örtliche Grundschule durch 

Spenden und hat die Anlage von Bohr-

löchern und Rohrleitungen zur Trink-

wasserversorgung finanziert. Doch zum 

einen lösen solche freiwilligen Maß-

nahmen das Grundproblem nicht, den 

fehlenden Zugang zu Agrarland für die 

Vertriebenen. Zum anderen hat sich bei 

FIANs Recherchereise im August 2017 

Anfang vergangenen Jahres hatte die ugandische Regierung den Vertrie-

benen der Kaweri-Kaffeeplantage eine finanzielle Entschädigung angebo-

ten, wenn sie ihre Klage bei Gericht zurückzögen und auf die Rückgabe 

des Landes verzichteten. Im Juli hat der neue Oberste Richter die vorrangige 

Bearbeitung von Altfällen angeordnet. Dennoch warten die Vertriebenen wei-

terhin auf Wiedergutmachung. FIANs Recherchen zeigen, dass die grundlegen-

den sozialen Menschenrechte der Betroffenen weiter verletzt werden.

gezeigt, dass diese Maßnahmen nur 

punktuell funktionieren. 

Die Zahl der Schulabbrecher*innen 

an der örtlichen Grundschule ist hoch. 

Während jedes Jahr zwischen 80 und 

200 Erstklässler*innen eingeschult wer-

den, haben im vergangenen Jahr nur 20 

die Grundschule im siebten Schuljahr 

abgeschlossen. Gemäß der Schulleiterin 

sind Armut und fehlende Jobangebote 

die Hauptgründe dafür, dass die Eltern 

es als sinnvoller erachten, dass ihre Kin-

der praktisches Wissen im Anbau von 

Feldfrüchten erwerben als sich Schulbil-

dung anzueignen. 

FIAN hat darüber hinaus fünf von sie-

ben Pump- und zwei von drei Zapfanla-

gen für Trinkwasser besucht, die Kaweri 

gemäß eigenen Angaben zur Versor-

gung der Bevölkerung angelegt hat. Von 

den fünf Wasserpumpen funktionierte 

nur eine richtig. Die beiden Zapfanlagen 

funktionierten nicht bzw. nur wenige 

Stunden pro Woche. Gemäß den Ver-

triebenen reicht die Wassermenge nicht 

aus, um sie ausreichend mit Trinkwas-

ser zu versorgen. 

Frauen beschweren sich darüber hin-

aus über sexuelle Belästigungen durch 

Sicherheitskräfte und Arbeiter der Plan-

tage. Fazit: Auch 16 Jahre nach der ge-

waltsamen Vertreibung zugunsten der 

Kaweri-Kaffeeplantage leiden die Betrof-

fenen massiv unter den daraus folgen-

den Verletzungen ihrer grundlegenden 

Menschenrechte.

Ursprünglich erschienen im FOODFirst Magazin 
4/2017 von FIAN Deutschland.
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Im Jahr 2010 pachtete der Schweizer Konzern Addax 

BioEnergy über 57.000 Hektar Land im Norden Sierra Leones.  

Dort sollte im großen Stil Zuckerrohr für die Produktion von 

Agrartreibstoffen für den europäischen Markt angebaut wer-

den. Wie schon in der FOODFirst-Ausgabe 3/2016 berichtet, 

begleitet FIAN den Fall seit 2013. Nachdem die Bewirtschaf-

tung der Flächen im Juli 2015 weitgehend eingestellt worden 

war, wurde das einstige Prestigeprojekt europäischer Entwick-

lungsbanken zu großen Teilen an den in der Steueroase Mauri-

tius ansässigen Konzern Sunbird Bioenergy verkauft. Die alten 

Pachtverträge blieben allerdings vorerst bestehen, ungeachtet 

der Proteste der lokalen Bäuerinnen und Bauern. 

Sunbird kündigte an, ab 2018 in Form von Vertragslandwirt-

schaft neben Zuckerrohr auch auf Cassava für Agrartreibstoffe 

und Stromerzeugung zu setzen sowie mit Elefantengras zu ex-

perimentieren. Da die Gemeindemitglieder mit einem solchen 

Vertragssystem keine Erfahrung haben, ist ihre Verhandlungs-

position gegenüber dem Investor schwach. Zudem schafft Ver-

tragslandwirtschaft neue Abhängigkeiten: Das Unternehmen 

stellt den Gemeinschaften Saatgut für eine Cassava-Sorte zur 

Verfügung, die diese nach der Ernte dann wieder an Sunbird 

verkaufen. Bei gutem Ertrag können die Bäuer*innen so zwar 

Einkommen generieren. Doch gleichzeitig lastet das volle Risi-

ko von Marktschwankungen und klimatischen Einflussfakto-

ren auf den Schultern der Bäuer*innen. Zudem ist die indust-

rielle Verwendung von Cassava besonders besorgniserregend, 

weil es in Sierra Leone nach Reis das zweitwichtigste Grund-

nahrungsmittel ist. Durch den massenhaften Anbau von Cas-

sava droht sich die Auszehrung der Böden zu verschlimmern. 

Besonders eng arbeitet FIAN mit der lokalen Organisation 

SiLNoRF (Sierra Leone Netzwerk für das Recht auf Nahrung) 

zusammen, die durch Trainings die Gemeindemitglieder über 

ihre Rechte aufklären, ihre Verhandlungsfähigkeit stärken und 

Bäuer*innenorganisationen unterstützen (siehe nebenstehen-

der Artikel). Für ihre Arbeit konnte FIAN Österreich erfolgreich 

Gelder bei der Stadt Wien beantragen.

 sierra leone: Addax/Sunbird 

Auf neuen 
(Ab)Wegen

Momentan, so berichtet SiLNoRF, ist der Anbau von Cassava 

jedoch stillgelegt, offenbar wegen Finanzierungsschwierigkei-

ten seitens des Konzerns. Die Beschäftigungsmöglichkeiten 

der lokalen Bevölkerung beschränken sich daher momentan 

auf Elefantengras-Ernte. Gleichzeitig kauft Sunbird auch Gras 

aus anderen Regionen zu und beschränkt damit zusätzlich die 

Möglichkeiten, in der Region Geld zu verdienen.

  

Viele Betroffene haben Bäuer*innenorganisationen aufge-

baut. Sie wollen das übrige Land bewirtschaften und so Flä-

chen zurückgewinnen, die nach fünf Jahren Monokultur aus-

gelaugt sind und zunächst wieder brauchbar gemacht werden 

müssen. Außerdem fordern sie Investitionen zugunsten der 

Bäuer*innen und Unterstützung bei externen Eingriffen, feste 

Anstellungsverhältnisse und existenzsichernde Löhne für die 

lokale Bevölkerung. Derzeit steht der Dialog mit der Sunbird 

Group jedoch still. Die angespannte politische Lage im Vorfeld 

der Wahlen erschwerte die Arbeit ebenso wie neue Konflik-

te zwischen dem Unternehmen und lokalen Autoritäten. Die-

se fordern Zahlungen ein, nachdem Sunbird bislang nur die 

Pacht an die Landbesitzer bezahlt, laut unseren Quellen vor 

Ort aber keine öffentliche Abgaben geleistet habe. 

Gemeinsam mit dem lokalen Partner wird FIAN, besonders 

in der jetzt unsicheren Situation, das Geschehen vor Ort wei-

terhin genau verfolgen und die Forderungen der Betroffenen 

an die involvierten Entwicklungsbanken weitertragen.

Linnéa Richter, Mitarbeiterin von FIAN Österreich.

Neues Factsheet: 
Frauen kämpfen um Land und ihre Rechte

Land konzentriert sich aktuell nicht nur zunehmend in 

den Händen weniger Agrarkonzerne, sondern ist auch 

extrem ungleich zwischen Männern und Frauen verteilt. 

Frauen leiden daher besonders unter den Folgen von Land 

Grabbing, so auch in Makeni in Sierra Leone. FIAN Ös-

terreich war 2016 vor Ort. Das neue Factsheet basiert auf 

dieser Recherchereise und rückt die Situation der Frauen 

in den Fokus.

Jetzt kostenlose Factsheet bestellen unter 

office@fian.at 
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 FIAN-PARTNER SILNORF in sierra leone 

Breite Resonanz auf Trainings 
Mit der Strategie, ihre in Sierra Leone gepachteten Flächen in 

Zukunft vertragslandwirtschaftlich von lokalen Bäuer*innen 

bestellen zu lassen, wälzt die Sunbird Group sämtliche Risi-

ken des Anbaus auf die lokale Bevölkerung ab (siehe nebenste-

hender Artikel). Viele der Betroffenen haben allerdings kaum 

Wissen über ihre Rechte, Landpolitik und die Fallstricke einer 

solchen Vertragslandwirtschaft. Als Reaktion darauf hat der 

FIAN-Partner SiLNoRF  (Sierra Leone Netzwerk für das Recht 

auf Nahrung) in den vergangenen Monaten in vielen betrof-

fenen Gebieten Seminare organisiert. Finanziell unterstützt 

werden diese Veranstaltungen auf Initiative von FIAN durch 

die Stadt Wien.

130 Menschen, darunter 75 Frauen, nahmen an den beiden 

Schulungen zu Vor-, Nachteilen und Risiken des “out grower 

schemes” teil, wie die Vertragslandwirtschaft in englisch-

sprachigen Teilen des afrikanischen Kontinents genannt wird. 

Neben fehlenden Erfahrungen mit dem Cassava-Anbau und 

Unterverpachtung wurde dabei vor allem deutlich, dass vielen 

der betroffenen Bäuer*innen Werkzeug, Dünger und Pestizi-

de fehlen. Das ist im Hinblick darauf problematisch, dass die 

Bäuer*innen nur dann Vorteil aus der Unterverpachtung zie-

hen können, wenn die Ernte ertragreich ausfällt. Desweiteren 

könnten sich bestehende Versorgungsengpässe verstärken: 

Der Fokus auf Cassava-Monokulturen raubt den Böden wichti-

ge Nährstoffe und macht sie mittelfristig unfruchtbar. Außer-

dem schrumpfen die verfügbaren Flächen, die für den Anbau 

von Grundnahrungsmitteln wie Reis zur Verfügung stehen.

Mit einer anderen Seminarreihe zu Sierra Leones Landpoli-

tik und den Tenure-Guidelines, den “Richtlinien zum Zugang 

zu Land“ der FAO, hat SiLNoRF sogar bereits über 1700 Men-

schen aus 20 Gemeinden erreicht, obwohl viele Bäuer*innen 

wegen der Erntezeit auf dem Feld gebunden waren und po-

litische Spannungen im Vorfeld der Wahlen die Arbeit in den 

Gemeinden erschwert hatten. In diesen Trainings wird vor 

allem auf die Bedeutung der neuen nationalen Landpolitik 

hingewiesen, mit der der Staat Antworten auf die Landfrage 

entwickeln möchte. Noch ist der Zugang zu Land in Sierra Le-

one äußerst ungleich verteilt. In der strukturell schwachen 

Verwaltung fehlt es an adäquaten Mitteln, um die Bevölkerung 

vor Landgrabbing durch kommerzielle Akteure zu schützen. 

Training in der Gemeinde Yainkasa.

In den Seminaren erhalten die Teilnehmenden konkrete 

Tipps, wie sie sich in Zukunft organisieren, ihr Land schützen 

und effektiv den Investoren gegenüber treten können. SiL-

NoRF rät u.a., keine Pachtverträge mit einer Laufzeit von mehr 

als 20 bis 30 Jahren zu akzeptieren. Auch  die besondere Vulne-

rabilität von Frauen im Kontext von Landkonflikten ist Thema 

der Seminare. Trotz ihrer zentralen Rolle in der Landwirtschaft 

besitzen Frauen kaum Land und sind überdurchschnittlich oft 

von Mangelernährung betroffen. Der Zugang zu Land ist daher 

für die Gemeinden - und insbesondere für Frauen - elementar. 

In den kommenden Monaten wird SiLNoRF die Unterstützung 

der betroffenen Gemeinden fortsetzen.  

Joseph Saffa, SiLNoRF. Übersetzt und zusammengefasst von Jannis Carmesin, 
Praktikant FIAN Österreich.
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 rechte von kleinbäuer*innen 

Auf dem Weg zur 
UN-Deklaration

 TNC-Treaty 

KAMPF für 
Gerechtigkeit

Der UN-Menschenrechtsrat hat im Herbst 2017 das Mandat 

der Arbeitsgruppe verlängert, die eine Erklärung der Rechte 

von Kleinbäuer*innen erarbeiten soll. 34 Ja-Stimmen gegen-

über zwei Nein-Stimmen und elf Enthaltungen bedeuten die 

höchste Zustimmung seit Beginn der Verhandlungen. 

Nach wie vor werden überall auf der Welt die Menschen-

rechte von Kleinbäuer*innen und anderer Landbevölkerung 

systematisch verletzt. Sie sind überdurchschnittlich stark von 

Hunger betroffen. Unter Druck der Zivilgesellschaft hatte der 

UN-Menschenrechtsrat im Jahr 2012 eine Arbeitsgruppe ge-

gründet, die die Rechte dieser Bevölkerungsgruppe in einer 

internationalen Erklärung festhalten soll. Gemeinsam mit der 

globalen kleinbäuerlichen Organisation La Via Campesina un-

terstützt FIAN die Entstehung der Erklärung seit Beginn.

Das Mandat der Arbeitsgruppe war im vergangenen Jahr 

eigentlich ausgelaufen. Die meisten Industriestaaten signali-

sierten damals, dass sie dem vorliegenden Entwurf nicht zu-

stimmen würden. Bolivien, das die Arbeitsgruppe koordiniert, 

beantragte daher Anfang September 2017 im UN-Menschen-

rechtsrat, das Mandat der Arbeitsgruppe zu verlängern. An-

ders als sonst stimmten die EU-Staaten im Menschenrechtsrat 

nicht gemeinsam ab. Während Portugal zu den Befürwortern 

einer Verlängerung gehörte und Großbritannien zu den Geg-

nern, enthielt sich Deutschland bei der Abstimmung. Der Eu-

ropäische Wirtschafts- und Sozialausschuss hat sich bereits in 

einem Statement für die Unterstützung der Deklaration durch 

die EU-Staaten ausgesprochen.

Anlässlich der jüngsten Sitzung der Arbeitsgruppe im UN-

Menschenrechtsrat von 9. bis 13. April, hat sich in Österreich 

eine breite zivilgesellschaftliche Allianz mit einem Brief an die 

neue Bundesregierung gewendet, um Unterstützung für die 

Rechte von Kleinbäuer*innen mit Nachdruck zu fordern. Be-

sonders mit Blick auf die österreichische Kandidatur für den 

UN-Menschenrechtsrat 2019 ist die konstruktive Beteiligung 

Österreichs an der weiteren Entwicklung der Erklärung rele-

vant. FIAN Österreich wird dazu beitragen, bestehende Beden-

ken in Regierungskreisen auszuräumen. 

Die UN-Arbeitsgruppe, die 2014 vom Menschenrechtsrat mit 

der Erarbeitung eines verbindlichen Abkommens zu men-

schenrechtlichen Verpflichtungen von Unternehmen (TNC-

Treaty) beauftragt wurde, hat sich im Oktober 2017 zum dritten 

Mal in Genf getroffen. 

Der ecuadorianische Vorsitz hatte kurz davor einen ersten 

Entwurf des Abkommens vorgelegt, der von FIAN und seinen 

zivilgesellschaftlichen Partnern begrüßt wird. Der Entwurf 

betont die Verpflichtungen von Staaten und Konzernen, die 

Menschenrechte auch dann zu schützen, wenn sie im Ausland 

agieren (extraterritoriale Staatenpflichten). Weiterhin beinhal-

tet er Vorschläge zur Sanktionierung von Menschenrechtsver-

letzungen und gibt Orientierung im Hinblick auf den Schutz 

von Opfern bzw. deren Zugang zu Rechtsmitteln. 

Gewohnt kritisch gegenüber dem Entwurf  zeigten sich jene 

Staaten und Institutionen, die der Erarbeitung des Abkom-

mens seit Beginn der Verhandlungen skeptisch gegenüber 

stehen – insbesondere die EU, die sich nicht dazu durchringen 

konnte, die Fortsetzung der Verhandlungen offiziell zu unter-

stützen. Auch wurde das Primat der Menschenrechte gegen-

über Freihandels- und Investitionsabkommen von den Indus-

trieländern mehrmals in Frage gestellt. 

FIAN und weitere zivilgesellschaftliche Organisationen, die 

die Erarbeitung des TNC-Treaty unterstützen, gehen aktuell 

davon aus, dass die vierte Verhandlungsrunde wie geplant im 

Oktober 2018 stattfinden wird. Es gilt aber dafür zu kämpfen, 

dass dies tatsächlich passiert. Auch für eine konstruktive Be-

teiligung am Prozess muss weiterhin zivilgesellschaftlicher 

Druck erzeugt werden: Länder wie Österreich „verstecken“ 

sich – im Gegensatz zu Frankreich und den skandinavischen 

Ländern – hinter der EU-Position und bringen sich nicht ak-

tiv in die inhaltliche Debatte ein. Bis Ende Februar waren die 

Staaten dazu aufgerufen, Input zum vorliegenden Entwurf 

einzubringen. Im Anschluss sollen nun Konsultationen mit 

den beteiligten Akteuren (Staaten, zivilgesellschaftliche Orga-

nisationen) stattfinden.

Ursprünglich erschienen im FOODFirst Magazin 4/2017 von FIAN Deutsch-
land. Änderungen von Linnea Richter, Mitarbeiterin FIAN Österreich. Melanie Oßberger, Mitarbeiterin FIAN Österreich.
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 Beilage: bauernpost 

Demokratische Lebensmittelpolitik

FIAN-Stammtisch 
Jeden ersten Donnerstag im Monat, 19.30 Uhr
WUK AKN-Raum, Währinger Str. 59, 1090 Wien

Seit der erfolgreichen Premiere im Oktober 2017 fin-

det in Wien alle vier Wochen ein FIAN-Stammtisch statt. 

Dazu ist jede und jeder herzlich willkommen. 

Der Stammtisch dient vor allem dem Austausch von 

Ideen, Erfahrungen und Wissen rund um die FIAN-The-

men Ernährung und Menschenrechte. Neuer Input von 

außen ist herzlich willkommen. Darüber hinaus berich-

ten Mitarbeiter*innen aus dem FIAN-Büro über aktuelle 

Kampagnen und Projekte aus dem In- und Ausland. Im 

März wurde zum Beispiel die neue FIAN-Publikation zur 

Auswirkung von Land Grabbing auf Frauen in Sierra Le-

one vorgestellt.

Die Idee zu einem regelmäßigen Stammtisch entstand 

Anfang Juli 2017 im Rahmen der FIAN-Sommerakademie 

„Das Recht auf Nahrung kennen und verteidigen“ und 

wird seit dem ersten Treffen sehr gut angenommen. 

Falls Sie Interesse daran haben, regelmäßig über Ter-

mine und Planungen informiert zu werden, tragen wir 

Sie gerne in den Stammtisch-Mail-Verteiler ein. Dafür 

reicht eine kurze Mail an office@fian.at. Alle aktuellen In-

fos finden Sie unter: 

 www.fian.at/mitmachen/ 
 stammtisch 

Als Teil der „Wir haben es satt!“-Plattform hat FIAN die dritte 

Ausgabe der alternativen BauernPost produziert. Unter dem 

Motto „Demokratische Lebensmittelpolitik“ zeigen wir mit 

der (dem FOODFirst beigelegten) BauernPost wie gutes Essen 

für Alle möglich wird. Statt einer Gemeinsamen Agrarpolitik 

(GAP) fordern wir eine demokratische Lebensmittelpolitik. 

Im Interesse der Allgemeinheit sollten sich Bäuer*innen, Zi-

vilgesellschaft und Gewerkschaften aktiv in die Lebensmit-

telpolitik einbringen können. Die gemeinsame Nutzung von 

grundlegenden Ressourcen verhindert Landkonzentration in 

den Händen Weniger. Gesellschaftlich angepasste Lösungsstra-

tegien können durch öffentlich verfügbares Wissen erarbeitet 

werden. Verbesserte Arbeitsbedingungen und gutes Essen för-

dern Gesundheit und Lebensqualität. Demokratische Lebens-

mittelpolitik bedeutet regionale Kreisläufe, Vielfalt, Kooperation 

und eine kleinstrukturierte biologische Landwirtschaft – also 

letztlich gutes Essen für Alle!

 Bauernpostler*innen gesucht! 

Wir suchen BauernPostler*innen! Die Zukunft 
im Sinne einer demokratischen Lebensmittel-

politik mit der BauernPost unter die 
Menschen bringen.

Sie möchten BauernPostler*in werden?

Schreiben Sie uns eine Mail mit der Adresse 
und der gewünschten Stückzahl an info@wir-
haben-es-satt.at und verteilen Sie die Bauern-
Post unter Familie, Freund*innen, Vereinen 

und Nachbar*innen. 

 

Jessica Diez, Praktikantin bei FIAN Österreich.
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 Mir isst es Recht 2017 

Von Kulinarik, Musik, Poesie und 
Menschenrechten
Mit Hilfe von Kulinarik, Musik und Poesie hat FIAN mit der Aktion „Mir isst es Recht!“ zum siebten Mal auf das 

Recht auf Nahrung aufmerksam gemacht. Themenschwerpunkt waren dabei heuer Soziale Rechte in Österreich.

Kulinarik & Menschenrechte

Als Kern von „Mir isst es Recht!“ gab es wieder leckere FIAN-

Speisen, die auf die Menschenrechte aufmerksam machten und 

gleichzeitig einen Beitrag für die Arbeit von FIAN inkludierten. 

Zehn Gastronomiebetriebe in Linz, Graz und Wien hatten von 

Oktober bis Dezember 2017 spezielle FIAN-Gerichte auf ihren 

Speisekarten. Von vegetarischen Bio-Leckereien über süße 

Speisen bis hin zu Suppenvariationen deckten die teilnehmen-

den Lokale eine große Bandbreite ab. Darunter waren neue 

Partner*innen wie der Wiener Lieferservice „Rita bringt‘s“ oder 

die „Grünzeug“-Salatbar in Graz, aber auch alte Bekannte wie 

das „Bigoli“ in Linz oder das Grazer „Cofeba“. 

In Linz ging es außerdem bei einem von FIAN initiierten 

Koch-Workshop beim „Wirt am Graben“ noch aktiver zur Sache. 

Hausherr Pierre Jean Levassor vermittelte den Teilnehmenden 

sein Verständnis von bewusstem Umgang mit Lebensmitteln. 

Aufgetischt wurde am Ende eine vegane Kürbissuppe und 

eine der Spezialitäten des Hauses, die Mühlviertler Leinöl-

Erdäpfel mit Wintersalaten.

Musik & Menschenrechte

Neben Köch*innen unterstützten an einzelnen Abenden auch 

Künstler*innen die Speisenaktion. Zur Auftaktveranstaltung 

am 16. Oktober besang Janopono im Wiener WUK-Stattbeisl 

mit Wortwitz die Missstände unserer und ihrer Lebensweise. 

Phillip Salzmann und Lisa Sterzinger aus dem FIAN-Vorstand 

berichteten anschließend über die sozialpolitische Lage in 

Österreich und FIANs Arbeit zu wirtschaflichen, sozialen und 

kulturellen Rechten in der Armutskonferenz. Auch zum Aus-

klang der FIAN-Aktion am Tag der Menschenrechte wurde im 

„Podium“ im siebten Bezirk nochmal Musik ein Teil von „Mir 

isst es Recht!“. Die Band Belach spielte Lieder über die Sehn-

sucht nach der Ferne, Natur und Freiheit. 

Poesie & Menschenrechte

Dazu kamen zwei Poetry Slams, die vor allem junges Pu-

blikum anlockten: Sowohl beim ersten Slam im „Oben“ als 

auch in der „Drahtwarenhandlung“ traten die Poet*innen und 

Autor*innen vor großes Publikum und präsentierten ihre teils 

kritischen, teils humorvollen Texte rund um die Themenfelder 

der FIAN-Aktion. Beim zweiten Slam unter dem Namen „Slam, 

Oida! Bilder, Bücher, Bühne?“ kam dann zusätzlich Farbe ins 

Spiel: Zeichnerin und Designerin Nadine Werjant kreierte da-

bei live – und inspiriert von den parallel vorgetragenen Texten 

– Bilder zum gesprochenen Wort. Bei der „Auktion of Speed“ 

wurden den Bildern von den Gästen vorgeschlagene Namen 

zugelost. Im Anschluss wurden die Bilder dann versteigert. 

FIAN Österreich bedankt sich bei den Partner-Lokalen, den 

zahlreichen Teilnehmer*innen, Medienpartner*innen und na-

türlich allen fleißigen Esser*innen.

Fabian Trotz und Jessica Diez,  Praktikant*innen FIAN Österreich.

Jonopono live im WUK bei der Auftaktveranstaltung am 16. Oktober.
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 RATSVERSAMMLUNG FIAN INTERNATIONAL 

Ein echtes Gipfeltreffen
Alle drei Jahre findet die Ratsversammlung von FIAN International statt, abwechselnd in Europa (zuletzt 2014 in 

Brüssel) und auf einem anderen Kontinent, auf dem FIAN International aktive Landesorganisationen hat. Im Herbst 

2017 trafen sich 50 Delegierte aus verschiedensten Regionen der Welt in Kathmandu, der Hauptstadt Nepals.

Die Vertretung von FIAN Österreich übernahmen Melanie 

Oßberger aus dem FIAN-Büroteam und ich als internation-

ale Delegierte und Vorstandsmitglied. Dass bei den Ratsver-

sammlungen sowohl Büro als auch Vorstand vertreten sind, 

hat sich bewährt, da das Büroteam unverzichtbares Wissen 

und Erfahrungen aus dem Alltagsgeschäft mitbringt, die die 

Vorstandsfunktionen optimal ergänzen.

Während wir im Normalfall nur über alle möglichen elekt-

ronischen Kommunikationsmittel mit FIANistas aus anderen 

Ländern in Kontakt stehen, bot das Treffen in Nepal uns die 

wunderbare Möglichkeit viele Mitstreiter*innen aus aller Welt 

persönlich kennenzulernen und eine ganz andere Bezieh-

ungsqualität zu gewinnen. Die wichtigste Aufgabe der Rats-

versammlung für die gemeinsamen Tage war es, den bereits 

vorab in schriftlichen Konsultationsrunden entworfenen in-

ternationalen Strategieplan von FIAN für die kommenden fünf 

Jahre (2018-2023) zu überarbeiten und zu konkretisieren.

Außerdem stand die Wahl des internationalen Vorstandes 

auf der Agenda. Den europäischen Sektionen war hierbei 

vor allem eine Ausgewogenheit zwischen den Herkunftsre-

gionen, den Geschlechtern und der jeweiligen Expertise der 

künftigen Vorstandsmitglieder ein Anliegen. Wir verstän-

digten uns darauf, mit Priscilla Claeys aus Belgien nur eine 

gemeinsame Kandidatin zu forcieren. Tatsächlich erhielt Pris-

cilla bei der Wahl dann auch mit Abstand die meisten Stim-

men. Wegen ihrer Erfahrung und ihrer sachlichen Kompetenz 

ist sie weithin anerkannt und sehr geschätzt und wird den 

europäischen Standpunkt im internationalen Vorstand ge-

wichtig vertreten. Neuer Präsident von FIAN International ist 

der Vorsitzende der nepalesischen Sektion, Dr. Sarba Raj Khad-

ka. Daneben komplettieren Vertreter*innen aus Mexiko, den 

USA, Uganda, Sambia, Ecuador und Kolumbien den Vorstand. 

Kassenwart Markus Greiling arbeitet für FIAN Deutschland.

Aus österreichischer Sicht wiesen wir bei dem Treffen auch 

darauf hin, die Arbeit von FIAN in Europa nicht aus den Au-

gen zu verlieren. Während die Südsektionen vor allem auf die 

Rechte der Menschen im jeweils eigenen Land fokussiert sind, 

arbeiten die europäischen Büros von FIAN hauptsächlich für 

Menschen aus anderen Weltregionen. Das wirkt sich natür-

lich auf die Arbeit, die Strategien, aber auch auf die Spenden-

akquise aus.  

Aufgrund der dichten Agenda und der wichtigen Beschlüsse 

mit Blick auf die nächsten Jahre kam der inhaltliche Austausch 

zwischen den Sektionen leider etwas zu kurz. Deshalb lud 

Melanie für FIAN Österreich in den Feierabendstunden zu ei-

nem inoffiziellen Runden Tisch zum Thema Mangelernährung 

ein. Unter den zahlreichen Interessierten konnte insbesondere 

FIAN Kolumbien als Partner für eine engere Zusammenarbeit 

auf diesem Gebiet gewonnen werden. Parallel dazu versuchte 

ich den Kontakt zum internationalen Vorstand, dem interna-

tionalen Sekretariat und den anderen europäischen Sektionen 

zu intensivieren.

Meine Reise zum FIAN-Gipfeltreffen im wahren Land der 

Berge, mit dem Mount Everest und vielen anderen Achttau-

sendern, war ein einziger Genuss voller neuer Eindrücke. 

Auf der Reise erschloss sich mir nicht nur die volle Weite der        

FIAN-Welt, sondern auch Nepal als beeindruckendes Land. Die 

kulturellen, kulinarischen und landschaftlichen Reize weck-

ten bei mir eine magische Anziehung, die sofort nach meiner 

Abreise in Wehmut und Sehnsucht umschlugen.

Reisebericht von Angelina Reif, stellvertretende Vorsitzende im Vorstand von 
FIAN Österreich.
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Lieber Phil, 

wir möchten uns auch in schriftlicher Form nochmals bei 

dir für die vergangenen sieben Jahre bedanken. Du hast FIAN 

und alle in und um die Organisation in den vergangenen Jah-

ren in verschiedensten Funktionen, in Höhen und Tiefen, be-

gleitet und mit deinem Wissen und Ideen bereichert. Ob als 

internationaler Delegierter, Vorstandsvorsitzender, Mitarbeiter 

im Büroteam oder grundsätzlich als motivierender Geist bei 

Meetings und Klausuren: Du hast auf vielfältige Weise zur Ar-

beit für das Recht auf Nahrung beigetragen – in Österreich 

und darüber hinaus. 

Ein besonderer Erfolg der letzten beiden Jahre war die Wei-

terentwicklung des Konzepts von „Mir isst es Recht!“. Mit der 

Verbindung von Restaurant-Aktion und Bildungsarbeit hast 

du es geschafft, aus einer tollen Fundraising-Idee in eine eta-

blierte Aktion mit kreativem Bildungskonzept zu verwandeln. 

Auch die FIAN-Sommerakademie des letzten Jahres sowie die 

Organisation von „Hunger.Macht.Profite“ waren tolle Erfolge, 

die dank deiner Vorarbeit hoffentlich in der Zukunft auch ohne 

deine Beteiligung gut laufen werden. Gleichzeitig lag der Fokus 

deiner Arbeit nicht nur auf Österreich. Dein Start im FIAN-Vor-

FIAN sagt danke! 
 an Philipp Salzmann, vom FIAN-Vorstand 

stand war beispielsweise eng mit dem Thema der extraterrito-

rialen Staatenpflichten und dem Parallelbericht 2013 verknüpft. 

FIAN konnte diesen wichtigen Beitrag zur Staatenprüfung des 

UN-Pakts zu wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rech-

ten dank der damals so aktiv involvierten Menschen leisten. 

Deine Arbeit zur Nahrungskrise in Subsahara-Afrika und den 

strukturellen Ursachen von Verletzungen des Rechts auf Nah-

rung haben FIAN nicht nur in der täglichen Arbeit, sondern 

auch in der inhaltlichen Orientierung stark mitgeprägt. 

Egal ob es sich um Uni-Vorlesungen, Straßenaktionen oder 

Kulturveranstaltungen handelte, FIAN konnte in den letzten 

Jahren auf deine Unterstützung, Kreativität und Expertise 

zählen. Dafür ein riesengroßes Dankeschön! Wir alle wün-

schen dir alles erdenklich Gute und hoffen, dass FIAN auch 

weiterhin einen – wenn auch leider etwas kleineren – Platz in 

deinem Leben haben wird. 

Simone Peter, Vorstandsvorsitzende im Namen des gesamten Vorstandes und 
Büroteams.
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Weltweit  werden Menschen durch die vor-
herrschenden politischen, sozialen und wirt-
schaftlichen Strukturen systematisch daran 
gehindert, ihr Menschenrecht auf Nahrung 
durchzusetzen. FIAN setzt sich als interna-
tionale Menschenrechtsorganisation dafür 
ein, dass alle Menschen frei von Hunger 
sowie in Würde leben und sich eigenver-
antwortlich ernähren können. FIAN tut das 
auf Basis internationaler Menschenrechts-
abkommen, insbesondere des Paktes über 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Men-
schenrechte. 

Mit 19 Sektionen und Koordinationen und 
Mitgliedern in 50 Ländern ist FIAN weltweit 
präsent. Seit 25 Jahren wirkt die Arbeit von 
FIAN lokal, national und auf internationaler 
Ebene. Als FIAN Österreich zeigen wir die 
Mitverantwortung der österreichischen Poli-
tik und Unternehmen am weltweiten Hunger 
auf. Von ihnen fordern wir bei Verletzungen 
des Menschenrechts auf Nahrung Rechen-
schaft ein. FIAN engagiert sich in konkreten 
Fällen vor Ort. Gleichzeitig setzen wir uns 
für politische Rahmenbedingungen ein, die 
Menschenrechte zum Maßstab haben. 

FIAN Österreich
Schwarzspanierstraße 15/3/1
1090 Wien


